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The traditional definition of humanitarian intervention

Humanitäre Intervention (Realistisch / Pluralistisch Sicht) :

· R.J Vincent defnierte Intervention folgendermassen:

"Ein Staat, eine Gruppe innerhalb eines Staates, eine IO oder mehrere Staaten zusammen zwangs-intervenieren in die inländischen Geschäfte eines anderen Staates. Diese Intervention hat ein Anfang und ein Ende und hat die zielt auf die autoritäts-struktur eines Staates. Es ist nicht gesetzlich oder ungesetzlich, aber es bricht konventionelle Muster der Internationalen Beziehungen."

Vincent schrieb nicht spezifisch über humanitäre Intervention, aber seine Definition fasst die traditionelle Sicht zusammen. Sie hat die Regen von Non-Intervention und hebt sich von der heutigen UN Charta insofern ab, dass es sich hierbei nur um Intervention in inländische Angelegenheiten geht.

Der Realismus sagt uns, dass Staaten ihre eigenen Interessen verfolgen. Sie behaupten also, dass Staaten nicht primär wegen humanitären Gründen in einem Land intervenieren.

Realisten behaupten sogar, dass der Staat alleinig für seine eigenen Bürger verantwortlich ist und jeder seinem eigenen Geschäft nach soll. Daher sollen Staaten nicht das Leben ihrer Bürger riskieren, in dem sie ihre Bürger in militärischen Aktionen auf humanitäre Ausflüge schickt. Realisten argumentieren unter anderem auch gegen das legitimieren von humanitärer Intervention, weil es ihrer Ansicht nach zur Ausnutzung kommen wird. 

Es wird weiter vermutet, dass Staaten nur selektiv intervenieren werden, weil sie ihren nationalen Interessen nachgehen werden. Ein Beispiel hierfür ist die NATO Intervention im Kosovo, weil die Allianz nichts gegen die ebenso schlimmen Missstände der türkischen Kurden, den Tschechen oder den Osttimorer gemacht hat!

Puralisten: Humanitäre Intervention wird immer von den kulturellen Präferenzen der mächtigen Staaten abhangen. 

Humanitäre Invervention (Solidaristische Sicht):
Staaten haben ein legales Recht und eine moralische Pflicht in Situationen des Genozids zu intervenieren und bei Massenmorden, welche gegen die minimalen Standards der Menschenrechte verstossen. 

Counter-restrictionist: glauben nicht dass die primäre Absicht der UN war frieden und sicherheit zu schaffen.  Einige counter-restrictionisten klagen die UN sogar an Genoziden und Massenmorden Abhilfe zu schaffen, wie es im kalten Krieg der Fall gewesen ist. 

-Solidarismus entwickelt moralische Prinzipien, welche die Praxis von humanitärer Intervention in der internationalen Gesellschaft legitimiert.

-Ein legales Recht von humanitärere Intervention befähigt Intervention, aber sie bestimmt sie nicht. Um humanitäre Intervention zu gewährleisten in Fällen in welchen sie sehr gebraucht wird bräuchte eine Pflicht oder eine Obligation um dies zu tun.

-Counter-restrictionist argumentieren für eine legales Recht auf gewaltsamen humanitäre Intervention basierend auf der Interpretation von Menschenrechten in der UN Charta und dem gewöhnlichen (customary) internationalen Recht. 

Staatspraxis während dem kalten Krieg:

Zwei Beispiele humanitärer Intervention welche zu Massenmorden führte:

· Vietnam's Intervention in Cambodia im Dezember 1978

· Tanzanias Intervention in Uganda einige Wochen später

- Tanzania und Vietnam handelten aber beide nicht aus humanitären Motiven, sondern sagten von sich selbst, dass sie Selbst-Verteidigung ausübten

- Beide Interventionen wurden international nicht legitimiert, viel eher wurde Vietnams Gewalttätigkeit international stark kritisiert, während aber Tanzanias Intervention viel gnädiger bewertet wurde.

- Humanitäre Betrachtungen schienen in den relevanten Entscheidungen von Vietnam und Tanzania keine Rolle gespielt zu haben um zu intervenieren.

- Vietnam und Tanzania rechtfertigten ihre Interventionen mit traditionellen Gesetzen der Staatengesellschaften

- Die Abneigung der Gesellschaftsstaaten humanitäre Intervention zu legitimieren widerspiegelte Ängste über Präzedenzfälle, welche das non-intervention prinzip erodieren konnten. 

- In der polarisierten Welt der späten 1970er waren die Reaktionen zu den Interventionen von Tanzania und Vietnam durch die Kalte Kriege Geopolitiken, eingeschränkt.

Globalisation und gewaltlose humanitäre Intervention:

· Gewaltlose humanitär Intervention ist charakterisiert durch die friedliche Aktivität von Staaten, IO's, NGo's und INGO's in der globalen humanitären Gemeinschaft
· NGO's und INGO's waren erfolgreich die humanitäre Agenda inklusive den Problemen der Entwicklung, der Umwelt und Frauenrechten zu erweitern
· Humanitäre Krisen wie in Somalia und Rwanda sind die Eisbergspitze menschlichen Leidens. Der langsame Tod von Millionen durch Armut und Hunger sind genauso schwere Fälle, wie Fälle humanitärer Intervention.
Konklusion:

· Realisten identifizieren wichtige Einwände gegen humanitäre Intervention, aber es wurde hier herausgefunden, dass Pluralismus essenziell ist um zu Verstehen weshalb die Staatengesellschaft so zurückhaltend war in der Legitimation der humanitären Intervention.

· Solidarismus gründet auf dem Verhalten der Staaten als vertrauenswürdige Partner der Bürger, aber was die Staatspraxis von den 90ern zeigten war dass es nicht Staaten sondern die globale Zivilgesellschaft ist, welche der Agent ist welche humanitäre Werte in die globale Politik hineinbringt. Globalisation bringt Kants Vision von einer moralischen Verbindlichkeit mit sich. Aber wie der Rwanda Genozid so brutal zeigte, ist diese moralische, globale Achtsamkeit moralisches Handelns noch nicht vorhanden. 

· Das Rampenlicht der Medien stellte sicher dass Regierungen ihre humanitäre Kapazitäten in die Krisen des Nordiraks, Somalia und Bosnien steckten, aber während dieser Zeitperioden starben Millionen in brutalen Zivilkriegen in Angola, Liberia und der Dominikanischen Republik von Kongo.

· Ist gewalttätige humanitäre Intervention die einzige Lösung um auf massive Menschenrechtsverletzungen zu reagieren? Oder ist der Gebrauch von Gewalt um noch größere Gewaltanwendungen herbeizuführen  das richtige? Jeder Fall muss einzeln beurteilt werden, aber am Beispiel von Somalia, und vielleicht von Kosovo, zeigen dass Interventionen die humanitär beginnen leicht ausser Kontrolle geraten können und noch grössere Konflikte unter dem Label "humanitär" veranstalten können.

· Ein weiteres fundamentales Problem gewalttätiger Intervention ist des "body-bag"-factor. Ist die inländische öffentlich Meinung, im Speziellen in den westlichen Staaten, bereit ihre eigene Bevölkerung sterben zu sehen bei militärischen Interventionen in andere Länder? USA hat sich aus Somalia zurückgezogen, nachdem 18 US Rangers getötet wurden und ihrer Ablehnung amerikanische Truppen in gefährliche Positionen zu bringen um die Rwandianer zu schützen. 

· Die Sicherheitsbefürchtungen nach dem 11.September 2001, welche die USA in Afghanistan intervenieren liess, haben die Möglichkeit erhöht, dass westliche Staaten ihre Bürger in bedrohende Staaten schicken um internationalen Terrorismus abzuwenden. Inwiefern dass zu einem grösseren Schutz der Bürger herbeiführt, hängt davon ab ob die intervenierenden Kräfte erfolgreich sind in der Umsetzung humanitärer Werte. Wenn die Intervention nur durch die Logik von Krieg und Terror funktioniert, kommt Intervention auch nur dann zustande wenn Krieg und Terror das eigene Land bedrohen. 

· Die andere Lektion  von Afghanistan und Irak ist, dass wenn Intervention stattfindet, der effektive Schutz der Menschenrechte eine längjährige militärische, politische und ökonomische Auseinandersetzung verlangt.

· Die lauten Ereignisse der Genozide, der Massenmorde, Hunger und ethnischen Säuberungen haben sehr viel Medien-Aufmerksamkeit bekommen, sie bestimmen wohin die limitierte Kapazität der internationalen Gemeinschaft fließt.  So sind laute "emergencies" gegenüber leisen so wie den konstanten Hungerkrisen sehr dominant. Die Zukunftsfrage ist: Wieso ist die Zunahme der globalen Armut nicht ein dringendes anliegen humanitärer Intervention.

Schlüsselbegriffe in der Theorie der humanitären Intervention:

Abuse: Staate maskieren ihre politischen Machtinteressen unter "Humanitarismus"

Common humanity: Wir haben alle das Recht auf Menschenrechte, weil wir Menschen sind und dieser Rechte generieren moralische Pflichten für Individuen und Staaten

Failed States: Staaten, in denen Krieg ausgebrochen ist und die Regierung versagt hat innerhalb der Staatengrenzen sind failed states. Bürger sind in einem "Quasi-Status"

Counter-restrictions: Internationale Anwälte, welche behaupten, dass es ein Recht auf humanitäre Intervention gibt, in der UN Charta und dem herkömmlichen internationalen Recht.

Forcible humanitarian Intervention: Militärische Intervention, welche das Prinzip der Staats-souveränität verletzt, zum Zweck menschliches Leiden innerhalb eines Staates zu mindern.

Murderous States: Staaten, in welchen die souveräne Regierung massiv die Menschenrechte ihrer Bürger verletzt / Massenmorde / Genozide verübt

Non-forcible/non violent: Friedliche Intervention, welche auf einem Konsensus beruht (rotes Kreuz) oder keinen konsens hat und welche von Staaten, IO's oder INGO's (international non-govern. organis) verübt wird.

Pluralist international society theory: Staaten sich bewusst gemeinsame Interessen zu haben und gemeinsame Werte, aber diese sind durch die Souveräntität und non-intervention limitiert.

Restrictionist: Internationale Anwälte welche argumentieren, dass humanitäre Intervention den Artikel 2(4) der UN Charta verletzt und illegal ist.

Rule-consequentialism: Internationale Ordnung und generelles Wohlbefinden ist besser gewährleistet durch eine Verbot gegen humanitäre Intervention als durch Sanktionierung von humanitärer Intervention ohne einer Vereinbarung die Leitlinien festgelegt zu haben, wann humanitäre Intervention erlaubt ist.

Selectivity: Ein moralisches Prinzip ist in mehr als einer Situation im Einsatz, aber das nationale Interesse diktiert die Antwort auf das Prinzip.

Solidarist International society theory: Internationale Gesellschaft, ist fähig über universale Standards von Recht und Moralität übereinzustimmen, welche humanitäre Intervention legitimiert.

Statism: Der moralische Anspruch dass Staaten nur Pflichten gegenüber den eigenen Bürgern haben und dass sie nicht das Leben ihrer Bürger auf spiel setzen sollen indem sie sie in militärische interventionen schicken.

Chapter VII : Artikel 39 des Kapitel 7 der UN Charta authorisiert den UN- Security-Council um zu entscheiden welches Mass dem ARtikel 41 und 42 angelegt werden soll, um internationalen Frieden und Sicherheit zu schaffen. Artikel 42 ermächtigt den Security Council um über Luft, Land, Wasser gewalttätig einzugreifen falls dies nötig ist um internationalen Friedn


